
74. Kundmachung der Salzburger Landesre• 
irierunl!" vom 25. Juli 1986 über die Wiederver• 
lautbarung des Salzburger Einfor$tung$rechte-

gesetzes 

Artikel I 
Auf Gi:und de~ § 1 de~ L;,,nde.:nv1ederverlo.utb,:,.• 

rungsgesetzes, LGBL Nr. 20/1948, wird in der An­
lage das Salzburger Einforstungsrechtegesetz, 
LGBL Nr. 14/1938, unter Zugrundelegung der in 
der Anlage zur Kundmachung der Salzburgcr 
Landesregierung vom 30. August 1955, LGBL 
Nr. 65, über die Wiederverlautbarung des Wald­
und Weideservitutengesetzes enthaltenen Fas­
sung und unter Berücksichtigung der folgenden 
Qg,;gt;i:g,;ibung,;;~ktg und L'ru,;,kfghl,nb1ni,;,htigl.ln­
gen wiederverlautbart: 
1. Kundmachung des Amtes der Salzburger Lan­

desregierung über die Berichtigung eines 
Druckfehlers im Landesgesetzblatt, LGBL 
Nr. '/4(Ul:>b; 

2. Kundmachung des Amtes der Landesregierung 
vom 12. März 1957, LGBL Nr. 25, Uber die Be­
richtigung von Druckfehlern im Landesgesetz­
bl~tt; 

3. Gesetz vom 19. Juli 1961, LGBI. Nr. 66, mit dem 
das Salzburger Wald• und Weideservitutenge­
setz 1955 abgeändert wird; 

4. Gesetz vom 9. Feber 1977, LGBl. Nr. 38, mit 
dem das Salzburger Wald- und We1deserv1tu• 
tengesetz 1955 geandert wird; 

5. Gesetz vom 23, April 1986, LGBL Nr. 59, mit 
dem das Salzburger Wald- und Weideservit11-
t,mg"111;1,1t2 1955 g,;;~nd,;;rt wird. 

Artikel II 
(1) Die Bezeichnungen der Parag!'aphen des 

wiederverlautbarten Gesetzes sind unter Einbe­
ziehung· der§§ 7a bi11 7d in die fortlaufende ziffen1· 
mäßige Reihenfolge geändert. Es entsprechen da­
her folgende Bestimmungen des wiederverlaut­
barten Gesetzestextes nachstehenden des vordem 
geltenden Gesetzestextes: 
neu §§ 1 bis 7 alt 

§§ 8 bis 11 
§-§ 12 bis 55 

§§lbis7 
§§ 7a bis 7d 
§§ 8 bis 51 

Die Bezugnahmen auf die Paragraphen inner• 
hoJb dei! C-ti!etz:eilt'l'lxte~ ;'lind ent11pr'l'lchend rich­
tiggestellt, hinsichtlich des zweimaligen Zitates 
des § 6 im § 12 Abs. 1 und 2 unter Berücksichti-

gung-, daß dieses richtig,,§ 7d" zu lauten gehabt 
hatte. 

(2) Der Wortlaut des wiederverlautbarten Ge­
setzes ergibt sich unter Zugrundelegung des 
Wald- und Weideservitutengesetzes 1955 
a) hinsichtlich des Gesetzestitels,§ 1 Abs. 1 und 5, 

§§ 2 bis 11, 112 Abt;. 1, ~ 13, 14 und 17, ~ 18 
Abs. 2, § 19, § 21 Abs. 1 und 2, ~ 22 Abs. 3, § 24 
Abs. 2, ~ 30 Abs. 1, § 34 Abs. 2, §§ 35, 37, 39, § 42 
Abs, 2, §§ 45 und 46 und§§ 49 bis 55 aus dem Ge­
setz LGBL Nr. 59/1986; 

b) hinsichtlich der§§ 16 und 40 durch die Geset:<e 
LGBL Nr. 66/1961 und Nr. 59/1986; 

c) hinsichtlich des§ 24 Abs. 1, § 25 Abs. 3 und§ 29 
Abs. 2 durch die Kundmachung LGBl. Nr. 25/ 
1907, 

d) hinsichtlich des § 31 Abs. 2 durch das Gesetz 
LGBL Nr, 38/1977; 

e) hinsichtlich der§§ 47 und 48 durch die Gesetze 
LGBL Nr. 3811977 und Nr. 59/1986. 

Artikel Ill 
(1) Es traten m Kraft: 

1. das Gesetz LGBL Nr. 66/1961 am 8. September 
1961; 

2. das Gesetz LGBl. Nr. 38/ 1977 nach Maßgabe 
seines Art. II mit 1. Juni 1977; 

3. das Gesetz LGBl. Nr. 59/1986 mit 1. Juli 1986. 
(2l Die im Art. 1I Abs. 3 des Gesetzes LGBL 

Nr. 38/1977 und im Art. II Abs. 2 des Gesetzes 
LGBL Nr. 59/1986 enthaltenen Übergangsbestim­
mungen bleiben unberllhrt. Sie haben folgenden 
Wortlaut: 

LGBI. Ni. 38/1977 At L, II AU~. 3: .,Aus lm Zt!il· 
punkt des lnkr:;i.fttretens dieses Gesetzes anhängi­
ge Verfahren finden die bisherigen Bestimmur.• 
gen Anwendung, soweit dieses Gesetz nicht Är,­
derungen enthält, die das Verfahren der AJ!Tar­
senate betreffen." 

LGBl. Nr, 59/1986 Art. II Abs. 2: ,.Im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehende 
übereinkommen, die die Benützung von Brin­
gung:,anlagen abweid1<'end von§ G regeln, bleibe:1 
unberührt. Der danach erfolgte Rücklaß ist auf 
den Rücklaß gemaß der zitierten Bestimmung an­
zurechnen.'' 

Pür die Landcucgicrung; 
Der Landeshauptmann: 

Haslauer 



Salzburgcr 
Einforstungsrechtegesetz 

1. Abschnitt 
Al1i;-e111eiue ße5tim111uJ:1.gcn 

Ergänzungsregulierung, Regulierung und 
Ablösung von Nutzungsrechten 

p 
(1) Nutzungsi:echte CE:inforstungsrechte) im Sin• 

ne dieses Gesetzes sind die im§ 1 z. 1. 2 und 3 \it. a 
de.s kaiserlichen Patentes vom 5. Juli 1853, RGBL 
Nr, 130. bezeichneten Rechte. einschließlkh der 
sei.t Erlassung dieses Patentes entstandenen. 
Rechte dieser Art, und zwar: 
1. alle w1e immer benannten Holzungs- und Be­

zugsrechte von Holz und sonstigen Forstpro­
duk.Ct:H iu u<.lt:i <n1::. t:lnen1 r1e11 Ldcn Walde; 

2. die Weiderechte auf fremdem Grund und Bo­
den: 

3. alle nicht schon unter Z. 1 und 2 m1tinbegriffe­
nen Feldservituten. bei denen das dienstbare, 
Gut Wald oder der Waldkultur gewidmeter Ba• 
den ist, rni.t Ausnahn-ie der w~_gerBchle, 
(2.l Diese Nutzungsrechte können, soweit sie 

nicht durcb ein Erkenntnis der zustandigen Be~ 
llürde oder Uun:h emt'n vu11 ihr geud111ügle11 Ver· 
gleich aufgehoben wurden, nach den Bestünmun­
gen dieses Gesetzes der Ergänzungsregulierung, 
Reg'ulierung oder Ablösung unterzogen werden. 
Die Er11:änzuni:{sre1rnlierung oder Ablösung kan:i 
auch dann el'folg'en, wenn bereits ein Ergänzung:s­
reguliernngsverfahren gemaß den Gesetzen von 
l L .'\pril 1919, LGBl. Nr. 4S, oder vom 2. Mai 19 l'tl. 
LGBI. NL 57. stattgefunden hat 

W) Audi koune11 V,)rkehrungen zur 8ichen1ng 
der Nutzungsrechte getroffen werden. Solche 
VorkehrunRen sind jederzeit ohne Einleitung 
eines Ergilnzungsreguherungs-(Regulierungs-) 
verfahrens zulassig. 

(4) Unter Regulierungsurkunden werden in die­
sem Gesetz sowohl die im Verfahren nach dem 
kaiserlichen Patente vom 5. Juli 1853, RGBl. 
?-l°L 130, erri.chtete.n Reg1.i.herungsutkunrlen ah. 
nuch dk irn V erführen nnch den im Abu. 2 be 
zeichneten Gesetzen errichteten Urkunden i.iber 
Erg.'J.nzung·sregullerung verstanden. 

(5J Auf die Nutzungsrechte in den Bayerischen 
Saalforsten findet dieses Gesetz nur insoweit An­
wendung, als die Salinenkonvention vom 
18. Miirz 1829 in der Fassung des Abkommens 
vom 25. März 1957 zwischen der Republik Öster­
reich und dem Freistaat Bayern über die Anwer.­
tiunq der S;.,_lin,;inkonv""nti.t:-n, BGBl. Nr. 197!195\$. 
nicht anderes bestimmt. 

Ersitzung, Verjährung, Erlöschung, 
Neubegründung 

p 
(1) Nutzungsrechte können nicht ersessen wer­

den Die VerJrihrung derartiger Rechte di.1rc1 

Nichtausübung findet nicht statt. Dieselben erld­
'iit.-:-h.,;,i, til1r'h nir'ht rlllrrh VPrf>inig1me: rl,::,.; hPtPrh. 
tigten und verpflichteten Gutes in der }land des­
selben Eigentümers. 

(2) Die Neubegründung solcher Nutzungsrechte 
dur<::h Rechtsgescha.ft.e kunn nur erfölgeu, wenn 
s1e mit den Hucks1c11ten aur ctle LanaesKultur ver­
ei;1bar ist und von der AgrarbehQrde genehmigt 
wird. 

(3) Die Genehmigung darf erst erteilt werden, 
wPnn G0e0nst:rnd 1.mrl lTmfant:f dPs Nutzune-s­
rechtes m allen Punkten im Sinne des 11 Ab­
schnittes vollkommen eindeutig festgestellt sind. 

Übertragung auf Trennstücke 
~ ~ 

11) Der Eigentümer von Trennstücken einer be• 
rechtigten Liegenschaft hat i.m Fall wirtschaft­
licher Z\veckm;:ißigkeit An.spruch auf die Über­
tragung eines verhältnismäßigen Teiles der 
Nutzungsrechte auf die Trennstücke oder auf 
Überlassung eines verhaltmsmrißigen Teiles der 
Bezüge selbst gegen Ersatz des gemeinen Wertes. 
Anlußlich der Enti:.chciduni, cind die Interessen 
des berechtigten und verpflichteten Gutes unter 
Bedachtnahme auf die Bestimmungen des § 4 
Abs. 2 zu berücksichtigen. 

(2) Wenn in Hinkunft eine berechtigte Liegen­
schaft geteilt wird. ist in der Teilungsurkunde 
auch eine Verfügung über die Nutzungsrechte 
einschließlich allenfalls nach§ 20 Abs. 2, ~ 34, § 37 
Abs. 1 oder ~ 40 bestehender Renten und Zinsen, 
be,;ug;:;rec.hte zu treffen. Die Vcrt'üi;:ung bedarf zu 
ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Agrnrbe­
hörde. Ohne diese Genehmigung darf die Teilung 
der Liegenschaft im Grundbuch nicht durchge­
führt werden. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn die Verfügung ti.ber die Nutzungsrechte den 
wirtschaftlichen BedUrfnissen der zu bildenden 
Teile entspricht und jenen des verpflichteten Gu• 
tes nicht widerspricht. Im Übereinkommen liber 
Uil:' Tdluug U,,,,1 Li<:g,,:,11:,i.:h.:ift kau11 Ji,;, Bnt~c.hei­
dung i.Iber die Teilung der obengenannten Rechte 
einer Verfügung der Agrarbehörde überlassen 
werden. 

(,\Jl rm Fall einer Teilun1t des veroflwhteten Gu­
tes bleibt der Rechtsbestand der Nutzungsrechte 
unberührt. Eine Änderung in ihrer Ausübung ist 
nur mit Genehmrgung der Agrarbehörde zulässig. 

C bertragung von Nutzungsrechten 
§4 

(1) V.ereinbarungen Uber die gänzliche oder teil­
weise Ubertragung von Nutzungsrechten von der 
berechtigten Liegenschaft auf Cine andere, wenn 
auch bisher nicht berechtigte, oder von der ver­
pflichteten Liegenschaft auf eine andere, wenn 
auch bisher nicht verpflichtete, bedt.i.rfen der Ge­
nehmigung der Asru:r:bchOrde. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn der 
beabsichtigten Aoderung Vorschriften dieses Ge­
setzes entgegenstehen, insbesondere wenn mit 



Grund angenommen werdet~ kann, daß die Ande­
rung aus anderen als wirtschafthchen vruncten 
angestrebt wird. Durch die tf.'ilweise Übertragung 
eines Nutzungsrechtes von einer berechtigten 
Liegenschaft auf eine andere darf eine unwirt­
ll<Jh:1-ftli<,ho z,ui.:plitt,;,nui.g d,;,<t TI,,,.0ht<>« r,np.r Pin<> 
unverh.:iltnismi:lßige Erschwerung in der Geba­
rung des Verpflichteten nicht eintreten. Die Über• 
trngung des Nutzungsrechtes von einer verpflich­
teten Liegenschaft auf eme andere ist unzulässig, 
wenn diese eine geringere li-ewahr für die nach­
haltige Deckung des Nutzungsrechtes als die bis­
her verpflichtete Liegenschaft bietet. 

(3) Die glinzliche oder teilweise Übertragung 
dncJ Nuti.:ungorcchtco von der bcrcchtigten Liü 
genschaft auf eine andere kann von der Agrarbe­
horde auf Antrag des Berechtigten auch gegen 
den Willen des Verpflichteten verftig't werden. Sie 
ist unter sinngemilßer Anwendung des Abs. 2 er­
ster und zweiter Salz w verfügen, we:1n das Nut­
zungsrecht oder sein zu übertragender Teil den 
ordentlichen Bedarf des bisher berechtigten Gu­
tes übersteigt und für das Gut auf welches es 
übertragen werden :mll, notwendig ü,t. 

Verwendung der Nutzungen, 
Erhaltungspflicht 

(1) Die Nutzungsrechte haben ohne Rücksicht 
auf die Bestimmungen der Regulierungsurkun­
den vor allem der ordentlichen Bewirtschaftung 
der bcrochtiste-n Lic,gcncch::if't:on zu dienen. 

(2) Die Bestimmungen der Regulierungsurkun­
den, die der freien Weilerverwendungder eigenen 
oder bezogenen Holz- und Streumengen durch die 
Berechtigten entgegenstehen, werden aufgeho­
ben. Dies gilt jedoch nicht - unbeschadet~ 7 - für 
Bedarfsholzbezüge einschließlich Elementarholz 
so½ie für Boden- und Laubstreubezüge. Für die 
freie Weiterverwendung ist keinerlei Entsch.:idi­
gung au deu Verpflkhteten z:u ki~ten. 

(3) Die Eigentümer der berechtig1en Liegen­
schaften haben ihre notwendigen eingeforsteten 
Baulichkeiten auch dann in wirtschaftsfähigem 
Zustand zu erhalten. wenn diese Vero!1khtumr in 
der Regulierungsurkunde nicht ausdrücklich vor­
gesehen ist. 

(4) Wenn der Berechtigte die notwendigen ein­
geforsteten Baulichkeiten oder Teile hievon ver­
fällen laJ:lt, hat die Agrarbehorde aut Antrag des 
Verpflichteten die laufende Gebühr für diese zu 
sperren und die Aufspeicherung für die Wiederin­
standsetzung zu verfügen. Werden die Baulkh~ 
keiten innerh:;i.lb von 20 J1:1hr<,n ,;,b SpPrr11ng rl~,r 
Gebühr nicht wiederhergestellt, verfällt die auf­
gespeicherte Gebühr zugunsten des Waldes. 

(5) Ist eine notwendige emgeforstete Baulich­
keit aufgelassen worden oder zugrunde gegangen, 
hat die Agrarbehorde auf Antrag des Verpflichte­
ten das Ruhen der laufenden Gebühr oder deren 
Ablösung (§32 Abs. 1 Z. 2) zu verfügen. Die Ge­
bühr 1st jedoch zu sperren und für die Wiederer-

richtung aufwspeichern. wenn mit Grund anzu­
nehmen ist, aan tm r-an emer Änaerung der wirt­
schaftlichen Verhältnisse, die :rnr Auflassung der 
Baulichkeit gefuhrt haben, diese neuerlich ernch• 
tct werden wird. Hif.'bei. ist C:ie MOgli.chkeit einer 
<-pMPr<>n R"'ot:ii:>t!Plung vrrn 7.JJ!@hPn 7\l h@rti('k­
sichtigen, 

(6) Die Nutzungsrechte werden von einer aus 
betrieblichen Gründen erfolgenden Auflassung, 
Zusammenlegung oder sonstigen Änderung der 
emgeförsteten eaul1chke1ten mcht beruhrt, wenn 
der landwirtschaftliche Betriebsumfang hiedurch 
nicht wesentlich vermindert wird; der Verpflich­
tete kann aus diesem Grund die Sperrung und 
A,_d's:;p,;,i,~horung, clio Ruh0n,:l,;,.Tkliir1mg ,-,,1.,_r A hlA­

sung von Teilgebi.J.hren gegen den Willen des Be­
rechtigten nkhl verlangen. Dasselbe gilt sinnge­
mäß für eingeforstete Baulichkeiten, die nicht der 
Landwirtschaft dienen. Kommt es in einem sol­
chen Fall zu kcmer AbJosung, kann Kalk· und 
Ziegelholz auch nicht unter Berufung auf die Re­
gulierungsurkunde verlangt werden. 

Brifl.ß'Ulli;' 

§6 
(1) Das Holzbezugs- und das Streubezugsrecht 

sc-hließen das Recht ein, die Forststraßen und son­
:stigen DT"ingung:lanlagen dci Verpflichteten, au::,­
genommen forstliche Materialseilbahnen, zur 
zeitgemtißen Werbung und Bringung der zuste­
henden Gebühren zu benutzen. 

(2) F'Ur die Benutzung von Forststraßen gemäß 
Abs. 1 haben die Berechtigten, die mit einem lau­
fenden Holzbewg eingeforst.:.,t sind, einen einma­
hgen Rücklaß eines halben Jahresbezuges. ver­
teilt auf funf Jahre, zu entrichten; im übrigen ist 
div De11ut.:u11g Ullt'lllgc:hlid11.1.,1 ge11tatten. 

Bedarfsholzentschädigung 
p 

~teht emer L1egenscnatt nach der Regulle­
rungsurkunde ein Recht zum Bezug auf Holz zur 
Erhaltung von Baulichkeiten nur für den Bedarfs­
fall zu (Bedarfsholzrecht), und kommt dieser An­
'>I'l'"''"h wPgr>n rlr,r Art rl<>r A11<.fiihr11ng cl<>r MnR. 
nahme (z. B. Harteindeckung, Zäunung mit 
Draht. Hartverbauung von Bächen) nicbt zum 
Tragen, hat die Agrarbehörde auf Antrag des Be­
rechtigten als Entschädigung Holz am Stock in ei­
ner solchen Menge und ~uahtat zuzuerkennen, 
die erforderlich gewesen wäre, um die Maßm1hme 
in der bisherigen Grdße und Bauweise in Holz 
auszuführen; im Fall der Verbauung eines Gewiis­
!ilOX"~ durch ~inal:' W:u:;;a?rgeno;;s€'rw,;,h,;ift im SinnP 
des Wasserrechtsgesetzes 1959, BGBl. Nr. 215. ge­
bührt den Eigentümern von werkholzberechtig­
ten Liegenschaften und von Trennstücken daraus 
im Rahmen dieses Ausmaßes Holz am Stock im 
Wert von 50 v. H. der von thnen an eile Wasserge­
nossenschaft zu leistenden Interessentenbeiträge. 
Der Wert der zuerkannten Holzmenge darf den 
Wert der Baustoffe, die unter Beachtung wirt• 



schaftlicher Grundsätze für die ordnungsgemäße 
Ausrunrung cter Maßnanme erforderucn sind, In 
keinem F'alJ übersteigen. Zum angemessenen 
Ausgleich für den zuerkannten Holzbezi;.g ruht 
der Anspruch auf Bedarfsholz, ausgenommr~n 
F.ll'mf'nturhnl?, für tfü• vrm rlr>r Mttßnnhm~ t>rfaß" 
ten Teile der Baulichkeit auf die Dauer der Halt­
barkeit der verwendeten Baustoffe. 

Brennholzumrechnung 
§8 

(1) Wenn die urkundlich gebührende Menge an 
Brennholz in den nach der Regulierungsurkunde 
hiefür bestimmten minderwertigen Sortimenten 
nicht gedeckt werden kann, ist der Verpflichtete 
gehalten, ,n1ch höherwertiges Holz als Brennholz 
abzugeben, wobei unbeschadet anderer Verein­
barungen 1,68 Raummeter Brennholz einem Fest" 
mctcr Nudclnutzholz von 18 om Zopföti:trke o.uf 
wärts gleichzuhalten sind. Das höherwertige Holz 
ist auf die übliche Seheiterlänge, jedenfalls aber 
nicht uber 1,2 m aufzuarbeiten. Wenn auf Verlan­
gen des Berechtigten das Rundholz als solches be, 
lassen wird, sind zwei Raummeter Brennholz 
einem Festmeter Nadelnutzholz gteichzuhalten. 

(2) Eine Umrechnung ist nur dann unzulässig, 
wenn die ReguJierungsurk1mde ausdrücklich be­
stimmt, daß bei Fehlen der für Brcnnhob:,,,wcc1tc 
in erster Linie zu verwendenden minderwertigen 
Sortimente der Abgang durch höherwertiges Holz 
zu decken ist. 

(3) Wenn das urkundlich gebührende Brenn• 
holz im Einforstungswald nicht aufgebracht wer­
den kann, li.teht dem Verpfiicht,;iten das Recht 1.u, 
dasselbe an einem für den Berechtigten nicht un• 
günstiger gelegenen Ort anzuweisen. 

Kultursicherung 
§9 

(1) Der im ~ 37 des Forstgesetzes 1975, BGBI. 
Nr. 440, vorgeschriebene Schutz des Waldes ge~ 
gen das Weidevieh hat erforderlichenfalls durch 
Abzfiunung oder Verpflocki..mg zu erfolgen, wenn 
die Aufstellung von Hirten mit unverhältnismä­
ßig hrihPn K nstc,n vc,rhllnrl.-n wlirc,_ Die, V Prpflok, 
kung i.st nur statth:tl\, wo -si.1;: mit Rücks.kht a.u.f die 
Neigungsverhtiltnisse und die Bodenbeschaffen­
heit der Schonungsfläche durchführbar ist und ei­
ne wesentliche Beschiidigung der Forstkulturen 
durch das we1ctev1eh aussctlliel3t und wenn nictn 
eine für den Verpflichteten weniger nachteilige 
Maßnahme .ium Schutz der Kulturen und zur 
Schaffung von Weidemöglichkeiten getroffen 
rni,r,:l°"n k~nJ1 Wirrl rli.,. Ve>r7i'inmmg nr!Pr VPr­
pflockung von der Agrarbehörde angeordnet, hat 
der Verpflichtete das erforderliche Material in ei­
nem für die Sicherung unmittelbar gebrauchsfa• 
higen Zustand und an einem oder mehreren für 
d1e Verwendung mog1ichst gunst1gen Orten un­
entgeltlich zl)r Verfügung zu stellen. Anstelle von 
Zaunholz kann del' Verpflichtete Ersatzstoffe 
kostenlos beistellen. 

(2) Sämtliche zur Vornahme der Sicherungen 
erforderliche Arbeit~Iel~tungen hulJen dte Be­
rechtigten auf ihre eigenen Kosten zu tragen. Sie 
sind, wenn kein anderes Übereinkommen getrnf­
fen wird, auf die Berechtigten im Verhältnis ihrer 
Wr>idetif'rB aufz11tr>ilen. DiPs gilt auch für rfü• Kn­
sten der Abhütung. 

Geg~nletis\ung 

s 11) 

(1) Die in den Urkunden festgelegten und nkht 
abgelösten Gegenleistungen werden ohne Unter­
schied, ob ein Verfahren nach diesem Gesetz e;n­
g0lc,iti>t wirrt orl.Pr nkhc in d@r WPiSe Of'll f"f'stg@­
setzt, daß ein Kreuzer österreichischer Währung 
85 Groschen gleichzustellen ist. 

(2) Die Gegenleistungen sind im Zusammen­
hang mit einer Ergänzungsregulierung oder auch 
außerhalb einer solchen auf Antrag des Verpflich­
teten oder des Berechtigten in Geld abzulösen. 
Der Jahresbetrag der Gegen)e'istung ist mit dem 
gemäß * 33 Abs. 2 geltenden Zinsfuß zu kapitali­
doron. 

Grundlage der Ergänzungsregulierung, 
Regulierung, Ablösung oder Sicherung 

§ 11 

Die Grundlage der Erg.'.lnzungsregulierung, Re­
gulierung, Ablösung und Sicherung von Nut­
zungsrechten bildet das durch Übereinkommen 
fäctgolQgtQ oder durch Urkunden odQr 1.om:tigo 
Beweismittel nachgewiesene Ausmaß der Nut­
zungsrechte und der Geg·enleistungen. 

II. Abschnitt 
Ergänz1rngsregulierung und Regulierung 

Gegenstand und Umfang der Ergänzungs­
regulierung 

s 12 
(1) Die Ergänzungsregulierung hat sich auf den 

im~ 11 bezeichneten Grundla.aen auf die ntiheren 
Bestlmmun.g~n u~, Gi::t, ZR.\t, A.u"<>m:aß \lnd Art 
der Nutzungen und der Gegenleistungen zu er­
strecken. Eine Schm.'.ilerung oder Erweiterung 
der urkundlich festgelegten Rechte darf durch die 
Ergäu,:uug:ort'gUllt'l'Ull!; 1üi.:l1L t'iutret\:rU. Eiltt' Er" 
gänzungsregulierung nur für einen Teil der Be­
rechtigten ist nur zulassig, wenn die Nutzungs­
rechte der übrigen Berechtigten dadurch nicht 
beeinträchtigt werden. 

(2) Sie bezweckt im Rahmen des nach§ 11 fest­
gesetzten Ausmaßes der Nutzungsrechte die Er" 
gänzung oder auch Änderung der Bestimmungen 
der Regulierungsurkunden, soweit diese mangel­
hatl oder Juckenhatt smd und soweit die seit cer 
Regulierung eingetretenen Veränderungen in 
den Verhältnissen eine solche Ergänzung oder 
Änderung nach den Bedürfnissen des berecht1g~ 



ten oder verpflichteten Gutes zur Erzielung ihrer 
vollen wirt::ichoJtlkhcn AuJnut.:ung erfordern. 

Ergänzungsregulierung von Holz­
und Streubezugsrechten 

P3 
Die Ergänzungsregulierung von Holz- und 

Streubezugsrechten hat sich msbesondere zu er­
strecken: 
al auf die Anl!abc der Holz- und Streubezugsorte 

und erforderlichenfalls der Holi;art; 
b) auf die Zeit und Art der Anmeldung, der An•• 

weisung, der Entnahme und der Abmaß von 
Holz und Streu; 

c; auf d1e a11:rä111ge genauere Bestimmung aer 
Menge und Beschaffenheit der zu beziehenden 
Forstprodukte so,vie ihres Preises bei entgeltli­
chem Bezuge; 

d) aufdit> allfiilligt> .Ä.nclPrung df'r Art der Rt>wirt­
schaftung des belasteten Waldes, wenn die 
Deckung bei der gegenwartigen Bewirtschaf­
tung nicht dauernd gesichert und eine solche 
Anderung ohne Gefährdung der Nachhaltig. 
keit des jahrlichen Ertrages möglich 1st; 

e) auf Bestimmungen über gleichzeitige lnar_­
spruchnahme und Übernahme mehrerer JaJ-.. 
resbezüge im vor- und nachhinein, über den 
Vr:,rfäll nif'ht ,c,ngPrYwlr1PtPr nr1Pr nif'ht 1i},P~­

nomrnener Holz- und Streumengen und über 
die Abrechnungs- und Wirtschaftsperioden; 

f'J auf die Elementarholzbezüge und die ersatz­
weisen (subsidiaren) Einforstungsrechte, sofer• 
ne solche nacti der tt.egullerungsurkuncte be­
stehen. 

§ 14 

Der Preis für den entgeltlichen Bezug von Holz 
unJ. Otreu (~ 1:l lit . ..;) J.l!>t deu i.ur Zeit di::6 Veddh­
rens bestehenden Verhältnissen anzupassen. 
Wenn sich diese Verh.iltnisse in der Folge ändern, 
kann der Preis auf Antrag der Berechtigten oder 
des Verpflichteten abl'!eiindert werden. Ein sol­
cher Antrag kann jedoch, wenn nicht außeror­
dentliche Verhältnisse vorliegen, nur jeweils 
nach Ablauf von 10 Jahren gestellt werden. 

'15 
Bei der Bestimmung der Bezugsorte ist einer­

seits aufd1e mtighchst leichte Bringung der F'orsl­
produkte durch die Berechtigten, andererseits 
darauf Rücksicht zu nehmen, daß nicht emzelne 
Teile des belasteten Gebietes ubermaJ:llg m An­
spruch genommen werden und sich hiedurch für 
die Zukunft eme Gefährdung der nachhaltigen 
Bedarfsdeckung in diesen Teilen ergibt. 

~ltj 

Hinsichtlich der Beschaffenheit, der Abmaß 
und des Bezuges im vor- oder nachhinein sind in 
erster Linie die Bestimmungen der Begulierungs­
u:rkunde maf.lgebend. Wenn die ne•gulk:rung:;• 
urkunde hierüber keine Bestimmungen enthält 
oder ihre Bestimmungen infolge der Bestandes­
verhältnisse nicht mehr durchführbar sind oder 

sich der Bedarf der berechtigten Liegenschaften 
hinJichtlich der 1CinL,clnen llolL.:1orten (D1c111-•, 
Bau-, Zeug-, Werk-, Licht-, Zaunholz usw.) gean­
dert hat, sind die einzelnen Arten des Holzbezu­
ges und das Ausmaß für jede einzelne Art neu zu 
regeln: hie bei ist auf die nachhalti1;e Ertraµ;sfähil!• 
keit des belasteten Gutes hinsichtlich der einzel­
nen Holzsortimente entsprechend Rücksicht zu 
n10hmen; es darf aber die Gesamtbelastung des 
Verpt1ichteten gegenüber der Urkunde ohne sei• 
ne Zw:itimn1ung weder ve1g1liüe1 t JH)c/J t)IUtt' Zu­
stimmung des Berechtigten verkleinert werden 

q7 
' Anlaßlich der Ergänzungsregulierung ist fest• 

zustellen, tur welche UbJekte (emschileJfüch der 
Zäune) den Berechtigten im Fall ,:ines Brand­
oder anderen Elementarereignisses gemäß der 
Regulierungsurkunde ein unentgeltlicher oder 
Pnter.Jtlif'hPr Hr.l1rhP?11g p;Ph1ihrt, wQ\tQr, QI::, ~~it 
der Regulierung eine Vergroßerung, Verkleine­
rung, Anderung in der Bauart oder Auflassung 
eingeforsteter Objekte stattgefunden hat, wekhe 
Holzmenge, in Rundholz ausgedrür:kt, zur Wie­
dertierstellung der emgerorsteten UbJekte in ih• 
rer Größe und Bauweise wie zur Zeit der Aufstel­
lung der Regulierungsurkunde im Fall ihrer ganz. 
liehen Zerstörung notwendig wäre, und wie der 
ri~,;,hhultig·,:., Ertr~g d<.:1s :zur Zoit dur Aufätollu:r1g 
der Regulierungsurkunde beim berechtigten Gut 
allenfalls vorhanden gewesenen Waldes zu be• 
rticksichtigen ist (9 45). 

Ergänzungsregulierungen von Weiderechten 

118 
(1) Die Ergänzungsregulierung von Weiderech~ 

ten hat sir.h insht'!:sondPrf> 211 r,rc;trPrkPn· 
a) auf die Anweisung der Weideplätze, insbeson­

dere auch für den Fall der Einschrimkung- der 
We1deausi.Ibung durch Aufforstungen; 

b) auf Rodungen und Sehwendungen auf den 
nach der Regulierungsurkunde als (reine) Wei­
de bestimmten Teilen des belasteten Gebietes; 

c) auf die Erhaltung oder Schaffung eines cm­
sprechenden Bestockungsverhaltnisses auf 
clcn nach der n~gulierung·,~rnrkunde nid,t. ,;,.li:, 
Waldboden im Sinne des Forstgesetzes, son­
dern als bestockte Weide anzusehenden Teilen; 

d) auf die Zeit, Bezeichnung und Bekanntma-
chung der Verheirnne:: 

e) aufViehtränke und Durchtrieb; 
1) aL1f die Weidezl:'it, Viehgattung und Viehzahl; 
g) auf die Anmeldung des aufzutreibenden Viehs 

und die Feststellung, ob die Übernahme frem­
den Viehs zum Auftrieb zulässig ist; 

h) auf die Errichtung von Zäunen, die Beistellung 
von Hirten und die Ausführung von Verpflok­
kungen; 

i) dui Uic: Aulctgc vw.l Ei hull1.u1g vuu Wegeq, Siäl· 
Jen, Wasserleitungen, Entwässerungen und Be­
wässerungen sowie auf sonstige Verbesserun• 
g'en des Weidebetnebes; 



k) auf die Gestattung von Einstäncien und der 
Schneeflucht. 
(2) Die Kosten der im Abs. 1 gen.;.nnten Maß­

nahmen haben diejenigen zu tragen, zu deren 
Vorteil sie erfolgen. Die Aufteilung hat, wenn 
kein anderes iJbereinkommen getroffen wird, im 
Vcrhültnfa dcJ do.rv.uJ gczo~cr,cn Vorteil;-, z;u ;;~­
schehen. 

Gruppenbildung 
§10 

Wenn ein Gebiet zugunsten verschiedener 
Gruppen von Berechtigten belastet wird, kann 
die Austlbung der Nutzungsrechte d0r einzelnen 
hPrPC'htigtPn f!rnppPn ,::,11f hP<:timmlP 'T'Pil;; {1pq 

belasteten Gebietes verwiesen werden, wenn dies 
zweckmäßig und für die Berechtigten und Ver­
pflichteten nicht nachteilig ist. 

Ersatzleistungen für unbedeckte 
Nutzungsrechte 

j 20 

(1) In Fällen, in denen die gebührenden Nut­
zungsrechte aus den belasteten Grundstücken 
keine genügende Bedeckung finden, ist unter den 
1m folgenden naher bezeichneten Voraus&etzun~ 
gen Ersatz zu leisten. Wenn die bel;;isteten Grund­
.1tücke Wald sind, tritt die Er,:;,;it.;le1.:;tung e.i.n, 
wenn die gebührenden Nutzungsrechte in dem 
belasteten Wald, sei es, weil der Wald in einer die• 
se Rechte nicht berucksichtigenden Weise bewirt• 
schaftet wurde, sei es infolge eines Verschuldens 
des Verpflichteten, keine genügende Bedeckung 
findt;>n. Wenn die belasteten Grundstucke andere 
Grundstfü::klc' als Wald sind, tritt die Ersatzl!~i­
stung nur im Fall eines Verschuldens des Ver­
i,ilir.:hkku du. 

(2) In beiden vorbezeichneten Fällen ist für die 
Bedeckung zunächst durch Heranziehung der in 
der Regulierungsurkunde bezeichneten AushiJfs. 
ttrundstücke vorzusori:ten_ Wenn und in,;ow@it auf 
diese Weise der Ersatz nicht verfügt werden kann, 
ist ein anderes Grundstück des Verpflichteten 
auch ohne seine Zustimmung heranzuziehen oder 
es ist von diesem in anderer Weise Naturalersatz 
zu le1sren. Wenn em Ersatz nicht erzlelr und auch 
kein Übereinkommen der Parteien erreicht wer­
den kann, ist den Berechtigten eine jährliche Ren­
te zuzuerkennen, welche auf dem Gute des Ver­
ptlir-ht0t0n <iirh@r'l110::tPllPn i<:t, 'lnfPrn nit'ht fi\r jp. 
nen Teil der Rechte, welcher nicht befriedigt wer­
den kann, nach den Bestimmungen des !II. Ab­
schnittes eine Ablösung in Geld stattfindet. 

Trennung von Wald und Weide 

(1) Im Fall der Ergänzungsregulierung ist eine 
vollständige oder teilweise Trennuni von Wald 
und Weide, das ist die Verweisung aller oder ein­
zelner Weiderechte auf ein Gebiet vorhandener 
oder t:rst zu schaffender reiner Weide unter gäm:• 

lkher Befreiung der restlichen belasteten Grund­
stücke oder von Tot-ilen derselben von den Nut• 
zungsrechten nach Maßgabe der wirtschaftlichen 
Möglichkeit anzustreben. Zur Erzielung einer sol­
chen Trennung können, wenn sie anders nicht 
durchführbar ist, auch bisher nicht belastete 
Crund:ituckc dc3 Vcrpflichtd„n dur,;;h Überein• 
kommen oder, wenn ein solches nicht erzielbar 
ist, auch ohne Zustimmung des Verpflichteten 
herangezogen werden. Die f.rmittlung erfolgt un­
ter Anwendung des § 27. Wenn im Fall solcher 
Trennung der Berechtigte durch bessere Pflege 
des Reinweidegebietes eine der Berechtigung ge­
genüber höhere Bestoßung mit Weidevieh ermög­
licht, so ist darin eine Erweiterung der Last des 
vcrpf'lid1.teten Gute.:s n1cht LU erl.Jli„k.t::H. Iu1 Fall 
einer späteren Ablösung des Weiderechtes ist 
nicht die höhere Auftriebsziffer, sondern die ur­
kundliche Berechtigungsz1:'fer zugrunde zu le­
gen. 

(2) Auf die Ernchtung und Erhaltung der not­
wendigen Zäune findet § 9 sinngemiiß Anwen­
dung. 

(3) Über die Eigenschaft als Wald- oder Weide­
boden hat d1e Agrarbehörde nach Anhoren cter 
Forstbehörde unter möglichst weitgehender 
Rücksichtnahme auf deren Äußerung und unter 
Bedachtnahme auf die allgemeinen Interessen 
rh•r T .n nd;;-,J, "lt,.n· ·11.1 r~nt~r:h<Jidon. Dio Enh«::hoi­
dung ist auch der Bezirksverwaltungsbehörde 
mitzuteilen. 

Umwandlung von Holz- und Streubezügen 
§ 22 

(1) Wenn es sich als zweckmaßig erweist und 
eine Gefährdung des Betriebes des Verpflichteten 
oder eine Schiidit:une der berechtic;tr,n T .iorrPn, 
schaft nicht eintritt, kann die Agrarbehörde die 
Holz• und Streubezüge des Berechtigten in Holz­
und Streuabgaben des Verpflichteten umwan­
deln, Holzbezüge jedoch nur mit Zustimmung des 
Berecht1gr;en und Verp!11chteten. 

(2) Trotz dieser bewilligten Umwandlung ist das 
verpflichtete Grundstück so zu bewirtschaften. 
daß die gebührenden Nutzungsrechte voll gesi­
,:t,,;,rt bl,;,föon. Wonn d1,;:, Hob::- und Str,;;,u:;i.bg:;i.b"n 
nicht verpflichtungsgemäJ3 geleistet werden, 
kann die Agrarbehörde die Umwandlung (Abs. 1) 
wieder auföeben. 

(3) Die Menge der jahrlichen Holz• und Streuab­
gabe ist auf Grund des durch die Regulierungsur­
kunde bestimmten oder auf Grund des gemäß~ 16 
neu festgestellten Ausmaßes der Nutzung unter 
Berllcksichtigung des nachhaltigen Ertrages des 
Einforotungog,:bickr, (Bcdc<:-kun§pmöglkhkcit) in 
Geld festzustellen, wobei Aufwendungen des Be­
rechtigten anzurechnen sind_ 

(4) Im Fall der Umwandlung hat der Eigentü­
mer des verpflichteten Gutes den Berechtigten 
zur festgesetzten Zeit die gebührende Menge an 
die bestimmten Abgabeorte zu liefern. Für die Ab­
gabe sind solche Örtlichkeiten des verpflichteten 



Gutes oder an seinen Grenzen zu bestimmen, die 
s:ich für di'1 Aclfbringung und L:i.g.:irung durch di.:i 
Berechtigten eignen. Den Verpflichteten steht es 
frei, das Holz oder die Streu an einem für die Brb­
gung durch die Berechtigten günstigen Abgabe­
ort oder zu den berechtigten Gütern selbst zu lie­
fern. 

(5) Die Agrarbehörde bestimmt auch, ob und in­
wieweit der Ersatz des Brenn- und Nutzholzes 
und der Waldstreu durch andere zweckdienende 
Mitt;;,l 2ulfü::aig ict, Dor Ercat2 kann nur d:rnn an 
geordnet werden, wenn dadurch der Wirtschaft..,;. 
betrieb der berechtigten Güter nicht geschädigt 
wird und der Verpflichtete die Kosten der ersten 
Herstellung tibernimmt, die für die zweckmäßige 
Verwendung der Ersatzmittel durch die Berech­
tigten notwendig isL 

Regulierung 
~ 2a 

Die Bestimmungen der§§ 12 bis 22 gelten, wer.n 
eine Regulierung noch nicht stattgefunden hat, 
sinngem;iß auch für die Regulierung der Nut­
zung:srechte. 

III. Abschnitt 
Ablösung von Nutzungsrechten 

Voraussetzungen und Formen der Ablösung 
? 24 

(1) DiP AhlÄ<mng k::irrn rlurrh Ah1ri>trmg ~,nn 
Grund oder von Anteilsrechten des Verpflichte• 
ten an agrargemeinschaftlichen Grundstücken 
oder durch Zahlung eines Ablösungskapitals er­
folgen. Im Vereinbarungsweg kann das Abki­
sungskap1tal ganz oder te11we1se m Holz geleistet 
werden. Sie ist unzulässig, wenn hiedurc-h allge­
meine Interessen der Landeskultur oder volks­
wirtschaftliche Interessen oder der ordentliche 
Wirt,;;cht1fttb1iJtri<ttb d,;,s b.;,ruchtigi:,;m od.:ir dor 
Hauptwirtschaftsbetrieb des verpflichteten Gutes 
gefährdet wird oder wenn sie übereinstimmend 
vom Berechtigten und Verpfüchteten abgelehnt 
wird. 

(::!) Die Ablösung ist insbesondere dann unzuläs­
sig, wenn 
1. durch die Ablösung die wirtschaftliche Abrun­

dung des verpflichteten Gutes zerstört werden 
würd~; 

2. durch die Ablösung nur für einen Teil der Be­
rechtigten die Nutzungsrechte der übrigen Be• 
rechtigten beeinträchtigt werden würden; oder 

3. sich durch die Unmöglichkeit der Wertausglei­
chungen, z. B. bei Holzbesianden, derart hohe 
Geldausgleichungen ergeben würden, daß die 
Leistung derselben für die berechtigten Lie­
genschaften wirtschaftlich nicht tragbar wäre. 
(3) Wenn keine die Ablooung im Sinne der 

Abs. 1 und 2 hindernden Umstände vorliegen, 
können die Nutzungsrechte auch nur teilweise ei­
ner Ablösung und die verbleibenden Nutzungs-

rechte gleichzeitig einer Ergänzungsregulierung 
(RQg,.tli.:irung) unt<.1r::.:og,;,n w,;;ird,;m. 

(4) Die Ablösung in Grund ist, wenn sie nach 
den vorstehenden Bestimmungen nicht unzuHis­
sig ist, insbesondere anzustreben, wenn 
L durch die Ablösung Grundeinschlusse (Enkla­

ven) des Verpflichteten im berechtigten Gut 
beseitigt werden können; 

2. eine Abrundung der berechtigten Güter durch­
geführt werden kann; 

::l. eiuc wi, L'>d1ai\lkhe U1uge:,ldltung Uc1 U1::1ccli­

tigten Güter durch eine neuzeitliche Betriebs­
weise ermciglicht wird; 

·l Neusiedlungen oder die Errichtung selbständi­
ger Betriebe auf Überlandqrundstücken be­
rechtigter Güter erfolgen können. 

Ablösung durch Abtretung von Grund; 
allgemein 

~ 25 

(1) Im Fall der Ablösung durch Abtretung von 
Grund ist aus dem belasteten BesHz des Ver­
pflichteten ein solches Ablösungsgrundstück aus­
zuwählen. das nach seiner nachhaltigen Ertrags­
fähigkeit im Fall pf1eglicher Bewirtschaftung die 
Deckung der abzulösenden Nutzungsrechte dau­
ernd sichert. 

(2) Aus dem nichtbelasteten Besitz des Ver­
pflichteten darf gegen seinen W1Uen em Ablo­
sungsgrundstück nur ausgewählt werden, wenn 
ein den Voraussetzungen des Abs. 1 entsprechen­
des Grundstück nicht vorhanden isL 

('.li n;., A htrPhrng ,,,m Gnrn,;1 h,;..t rnit tunli0hs:t0r 
Bedachtnahme auf die Abrundung der berechtig­
ten Güter und des verpflichteten Gutes zu erfol, 
gen. Ein unvermeidbarer Unterschied zwischen 
dem Ausmaß der Nutzungsrechte nach der Regu­
lierungsurkunde und dem Ausmal;\ der samtli• 
chen Nutzungen, die das Ablösungsgn.mdstück 
nach seiner nachhaltigen Ertragsfähigkeit dau­
ernd sichert - im Fall der Abtrennung von Wald 
aul:'h :.i,wü:ch.;,n d.:im W<.rt d<.r abgotrohmon und 
der zur nachhaltigen Deckung der abgelösten 
Rechte erforderlichen Holzbestände-, 1st in Geld 
l;I.Uszugleichen. Das Ablösungsgrundstuck 1st so 
auszuwählen, daß die allenfalls erforderliche 
Geldausgleichung ein Viertel des Wertes des ab~ 
gelcisten Nutzungsrechtes nicht übersteigt, es sei 
denn, daß die Berechtigten einer höheren Geld­
ausgleichung zustimmen. 

Ablösung von Waldnutzungsrechten 

~ 26 
Die Ablösung von Waldnutzungsrechten durch 

Abtretung von Waldgrundstücken ist in den Fäl­
len, in welchen nach den allgeme,inen wirtschaft• 
liehen Verhältnissen und nach den Standortsver­
hriltnissen die Erhaltung des Waldes das oberste 
Gebot sein muß, nur dann zulässig, wenn die 
nnchhnltigc Bcwirt:.cha.ftung dc3 Waldt:a gtJ~i­
chert ist. Insoweit Streubezugsrechte mcht durch 
die für andere Zwecke l;lbgetretenen Waldgrund­
stücke gedeckt werden können, ist für deren Ab-



lösung durch Abtretung von Wald die Zw,tiro• 
mung des Verpflichteten erforderlich. 

Ablösung von Weiderechten 

~ '.?.7 
(1} Zur Ablö.:ung von Woidorocht,;,n durch Ab 

tretung von Grund und Boden ist in erster Lin;e 
reine Weidefläche heranzuziehen. und zwar auch 
dann, wenn es sich um Waldweiderechte handelt. 
Wenn diese Waldweiderechte so nicht gedeckt 
werden können, kann Waldboden, im;oweit des­
sen Umwandlung in Weideboden zulassig ist, 
nach Anhdrung der zuständig·en Forstbehcirde zur 
Umwandlung in Weide herangezogen werden. 
DGr Kultur~uctand clc·r b~lattctcn Grund::itUchc 
zur Zeit der Ablösung ist auf die Feststellung des 
Rechtsumfanges ohne Einfluß. 

(2J Bei der Ermittlung des Weidefutterbedarfes 
(bei Waldweide unter BerUcksichtigung der bs:>· 
sonderen Bestimmungen der Regulierungsur• 
kunde) ist stets von der Rasse, dem Alter, dem 
Gewicht und der Leistung jenes Rindes auszuge• 
hen, das die Grundlage für die Festsetzung des 
Weiderechte5 gebildet hat (urk1.mdlid1.e5 nind). 
Das gleiche gilt auch für die übrigen Viehgattun­
gen. 

(3) Das urkundliche Rind ist auf Grundlage des 
N ahrung-sbedarfes auf das N ormalrmd, das ist die 
Kuheinheit mit 500 Kilogramm Lebendgewicht, 
umzurechnen. Als täglicher Weidefutterbedarf ist 
jene Weidegrasmenge anzusehen, die als Trok• 
kenfutter eine Mittelheumenge von 15 Kilv­
grumm ergeben würde. 

(4) Bei der Ermittlung des Weidebodenbedarfes 
ist grundsätzlich nur der bei den gegebenen kli• 
matischen und Bodenverhältnissen unter Zu­
gr1mr1.,.1„g,.mg ,;,1n,;;r norm:;,.lon pfl~glich,;;m B>;1wirt­
schaftung erreichbare Ertrag als Grundlage anzu­
nehmen. 

(5) Der bei der Umrechnung der einzelnen Tier­
gattungen auf das Normalrind sowie bei der Er• 
tragsschätzung auf den belastt:ten F'lächen und 
auf den Ablösungsgrundstücken ('inzuhaltend~· 
Vorgang richtet sich nach den für das techmsche 
Verfahren bei den Agrarbehörden bestehenden 
Von.:chriftcn. 

Entschädlgu11g von Mehrnutzungen und Ein­
lösung der Restfläche 

§ 20 

(1) Wenn von den Ablösungsgrundstücken au­
ßer den abzulösenden Nutzungen noch Nutzun• 
gen anderer Art bezogen werden, auf die dem Be­
rochtigt,m kein Anspruch ;,1.H::teht, so gebührt 
dem Verpflichteten eine Entschildigung. 

(2J Das gleiche gilt, wenn auf den Ablösungs­
grundstüchn land- oder forstwirtschaftliche Nut· 
zungen mbglich sind, die das urkundlich festge­
setzte Maß der Nutzungsrechte Uberschreiten; 
doch ist in diesen Fällen die Ablösung nur mit Zu• 
'itim1mmg beider Parteien zulässig, wenn die Ent• 

schädigung den halben Wert der Nutzungsrechte 
\lbet<'>!.i~ge. 

(3) Die Entschädigung ist in diesen beiden Fill­
len nach den Vorschriften des~ 33 zu ermitteln. 

(4) Wenn auf dem dem Verpflichteten verblei­
benden Teil jener Grundflliche, aus welcher das 
Abl0:1ung~grund:1t1.ü:.ll.. gew.,111me11 wi1 U, k.i,:irn:' ur­
dentliche Wirtschaft mehr möglich ist, kann er die 
Einlosung desselben nach dem Ertragswert ver­
hmgen. 

Dli.che1 Iü:he La~Len 
des Ablösungsgrundstückes 

§ 29 
(1) Die auf dem verpflichteten Gut haftenden 

Ilypothekd11ed1to;;, ellü:.d1e11 Ue.1:üglii.:l! Ue:,; Al.JIU• 
sungsgrundstückes. 

(2) Andere auf dem Ablösungsgrundstück haf. 
tende dingliche Lasten bleiben unbenihrt und 
sind, wenn eine Liegenschaft r.:eteilt wird, auf das 
Trennstück zu übertragen. Bei Grunddienslbar• 
keiten. die auf bestimmte räumliche Grenzen be• 
schrimkt sind(* 12 Abs. 2 des Allgemeinen Grund• 
buchsgesetzes 1955, BGBI. Nr. 39), entfällt die Ein­
traxuug iu de1 11euo;;,u Eiuluge, wenu o,ü:tl dlefe 
Last auf das abzuschreibende Trennstück nicht 
bezieht. Grnnddienstbarkeiten, die mfolge der 
Ablösung oder der damit verbundenen Bewässe­
runil'h Entwässeruniis• oder Wei;ranlaaen dem 
herrschenden Grundstück entbehrlich werden, 
sind ohne Anspruch auf Entschridigung aufzu­
heben. 

(3) Rechte dritter Personen, welche bloß auf 
einem al.JLulUc,untlen Nutzungsrecht bUcherlich 
eingetragen sind, werden auf dasjenige Ablb• 
sungsgrundstiJ.ck übertragen, das an die Stelle des 
abgelösten Nutzungsrechtes zu treten hat. Dieses 
Ah]Osungsgrund.<itü~k tritt nn clif, StPlli:> (lpq nhgP­
lösten Nutzungsrechtes auch hinsichtlich jener 
Rechte, welche auf dem Grundstück, mit dessen 
Besitz das Nutzungsrecht verbunden war, bü­
cherlich eingetragen erscheinen. 

Absonderung des Ablösungsgrundstückes vom 
berechtigten Gut 

§ 30 
/1) Da:, Abl6:,ung3grundötiKh 1:;l ilu Out:,,Ut­

standsblatt als solches zu bezeichnen. Wenn es 
nicht der ehemals berechtigten Liegenschaft zu­
geschrieben wird, ist diese hiebei anzuführen. Die 
Zugehörü;keit des Ablöst.mnsarundstückes ist 
auch im Gutsbestandsblatt dieser Liegenschaft 
ersichtlich zu machen. 

(2) Diese Bezeichnung darf nur mit Bewilligung 
der Agrarbehörde gelöscht werden. Solange dies 
ni<:ht ge,:;cbeben fat, d,uf d<t!> Al.ilü:,;uug:,e;.1 um.l­
stück ohne Bewilligung der Agrarbehörde nur 
mit dem ehemals berechtigten Gut zusammen 
verriußert werden. Die Bewilligung ist nur zu er• 
teilen, wenn das Ablösunasirrundstück für den or­
dentlichen Betrieb des Gutes entbehrlich er• 
scheint oder ein Ersatz in wirtschaftlich zweck­
mlißiger Weise gesichert ist. 



Gesamtheit von Berechtigten 
~ 31 

(lj Wenn mehreren Berechtigten Nutzungs­
rechte auf demselben Grundsttick zustehen, hat 
die Abtretung von Grund m der Regel an die Ge­
samtheit derselben ungeteilt zu erro1gen. 

(2) FUr diese G•:rn(:inschaftsbesilzungen gilt das 
Salzburger Flurverfassungs-Landesgesetz 1973, 
LGBL Nr. L 

(3) lm li':;i,ll dtJ:.: Vorli,;;,g,mi; wirtsoh:i.ftlicher 
Zweckmti.ßigkeit kann die Ablösung auch durch 
Abtretung von Grundstücken in das Einzeleigen­
tum erfolgen, insbesondere dann, wenn zur Heim­
weide geeignete Weideflci.chen in der Nahe des 
Heimgutes oder anderer landwirtschaftlicher 
Grundstücke des Berechtigten liegen oder sich 
der Eigentümer des Heimgutes infolge der Zuwei• 
sung des Ablösungsgrundstückes auf anderen 
Grundetüoken oin;::, ;lUsroich-ondo H0imw0ido 
schaffen kann. 

Ablösung in Geld; Zulässigkeit 
j 32 

(1) Die Ablösung der Nutzungsrechte in Geld ist 
nur dann zulässig, wenn und insoweit: 
1. das belastete Grundstt.i.ck dauernd außerstande 

ist. die Bezüge zu decken, und die Heranzie­
hung eu1e:, lJb;hcr md1L I.Jda::,lete11 E1 ::,,;iL· 

grundstückes aus dem Grundbesitz des Ves:­
pfüchteten unzulUssig ist oder durch die Zuwei• 
sung eines solchen Grundstlickes ein wesentli­
ches Wirtschaftserschwernis für den BerechtiU• 
ten eintreten wütde. Soweit diese Dnfiihigkeit 
eines belasteten Grundes ;wsschließlich cwf 
vom Verpflichteten nicht verschuldete Ursa­
chen zunickzuführen ist, z. R auf Elementar­
ereignbsc, kurn1 die At.ili.ic>uug 1w:IH l.Jl"gehn 
werden; 

2. die Rechte für das berechtigte Gut dauernd ent­
behrlich sind; od~r 

~ ,:1;,. 'Rr-c,htP rlurrh J:i'.intritt Pm<>'l rln11Prnrl<>n F':r­

satzes für das berechtigte Gut nicht rnehr not­
wendig sind. 
(2) Statt Geld kann im Vereinbarungsweg auch 

ganz oder teilweise Holz geleistet werden. 

Ermittlung der Entschädigung 

s33 
(1) Wenn ein Ubereinkommen der Parteien 

mein zustande kommt, wird der AtJlüsungsbetrag 
nach dem Wert des Nutzungsrechtes festgesetzt. 

(2) Als Wert gilt der Jahreswert der gebühren­
den NutzungEm unter Zugrundelegung der im 
VPrk<>hr ,,_wic><r•hPn Ort<1::.n;;ri;;;;igf'n iihlir+lrm Prf'i­
se und Ansätze abzüglich des zur Ausübung erfor­
derlichen Aufwandes, kapitalisiert nach einem 
Zinsfuß, welcher den jeweils herrschenden allg&• 
meinen wirtschaftlichen Verhältnissen ent, 
spricht, Jedoch nicht mectnger sein darf als der 
vom zuständigen Oberlandesgericht gemaß ~ 19 
der Realschiltzungsordnung, RGBL Nr. 175/1897, 
jeweils festgesetzte Zinsfuß. 

Anlage der Entschädigung 
§ 34 

(1) Wenn der Entschädigungsbetrag emer 
Agrargemeinschaft gebührt, so ist er ihr auszu­
zahlen. Von der Agrargemeinschaft darf dieser 
Hetrag nur zu zweckmaBigen W1rtschaftsmaH­
nahrnen, insbesondere Verbesserungen, Erwe:­
bung von Grundstticken, Anteilsrechten oder 
Nutzungsrechten und für die Tilgung von Hypo­
thi;,kars,;:ihl.lldon, welche irn Z,;;,itpunkt t:10.: Anfal­
les des Entschädigungsbetrages bereits auf den 
Gemeinschaft:,grundstiJcken lasteten, verwendet 
werden. Die Agrarbehörde hat darüber zu wa­
chen, daß der Entschtidigungsbetrng nicht amle­
ren Zwecken zugeführt wird. 

(2) Anderen Berechtigten ist der Entschildi­
gungsbetrag auszubezahlen, wenn er 10.000 S 
nicht übersteigt. Höhere Beträge sind der Agrar• 
bchürdc zu übcrweiGBn, die diese in ein.:,rn Spn: 
buch oder mündelsicheren Wertpapieren bei ei­
nem inland1schen Geldinstitut anzulegen hat; 
dem jeweiligen Eigentl.imer der bisher berechtig• 
teri Liegenschaft steht nur ein Zinsenbeztigsrecht 
zu. Der Entschädigungsbetrag darf mit Zustim­
mung der Agrarbehörde oder von dieser dem je• 
weiligen EigentUmer der bisher berechtigten Lie­
genschaft ausbezahlt werden, wenn dieser zu 
werterhaltenden oder wertvcrrnchrcndc:n Auf 
wendungen auf der Liegenschaft, zur Tilgung von 
Hypothekarlasten oder, wenn solche Lasten nicht 
vorhanden sind, zur Ausbezahlung von Erbabfin­
dungen verwendet wird. 

1\ bJösung wm Gegenlei.st-ungen 
§ 35 

ni,;, m rlPn TTrk,mcJ ... ., fP<:te;<>lPgtPTI fiµg,c,nlPl­

stungen der Berechtigten sind im Fall einer Abfo­
sung des Nutzungsrechtes unter Berütksichti­
gung des§ 10 Abs. 1 immer in Geld abzulösen, wo­
bei der Jahresbeitrag derselben nach dem im§ 33 
Abs. :l angeführten Z.msfuJj zu kap1tabs1eren 1st. 

Gewerbeholz 

§ 36 
(ll Gewerbeholz ist Jenes :Holz, dessen Bezug für 

die Ausübung eines auf einer berechtigten Lie­
genschaft betriebenen Gewerbes in der B.egulie­
rungsurkundf:" eingeräumt wurde. 

(2) W!.!Ill\ tlie AlJlü:,,ung elH!c'S G'!W'!l li'!l!Ul:t:lie­
zugsrechtes verlangt wird, hat die Agrarbehbrde 
unter Bedachtnahme auf die besonderen Verhält• 
nisse des einzelnen Falles und unter sorgfiilt1ger 
Abwäguni; aller in Betracht kommenden Partei­
en- und ciffentlichen Interessen nach freiem Er• 
messen vorzugehen, und zwar sowohl hmsicht• 
lieh der Frage, ob eine Ablösung stattfinden soll, 
als auch bezüglich des Ablosungsmittels (§ 24) und 
setnes Ausmaßes. 

(3) Wenn das Gewerbe nicht ausgeübt wird, hat 
auf Verlangen des Verpflichteten die Agrarbehör• 
de in gleicher Weise (Abs. l) zu beurteilen, ob eine 



Verringerung der urkundlichen Gebühr einzutre• 
tf'n or:I.Pr oh rli0 Hol2nntz1ml{ auf di0 Dauer der 
Nichtausübung des Gewerbes zu ruhen hat. 

(4) Wenn ein Gewerbeholzbezug urkundlich 
nkht ziffcrnmaßig festgesetzt worden ist. gütjene 
Holzmenge als Gewerbeholz, die den Haus- und 
Gutsbedai'f uberstelgt. Der :e::rm1tt1ung 1st aer 
Haus• Lrnd Gutsbedarf einer landwirtschaftlichen 
Liegenschaft gleicher Größe und Lage zur Zeit 
der Aufstellung d,~r ReguliNungsurkundt:· zu• 
,ST1rnilt, "'" ]pgpn 

IV. Abschoitt 
Sicherung von :Sutzungsrechten 

Auffol'stung und andere Verwendung 
von Weideboden 

j37 
(1) Mit Weiderechten belasteter We1debode:1 

darf nur aufgeforstet werden, wenn es von der 
Agrarbehörde aus Gründen der Landeskultur be­
willigt wird. Diese Bewilligung ist nicht erforder­
lich, wenJ'.I. die Aufforstung auf Grund bc:Jtchcn· 
der Gesetze behördlich angeordnet wird. Die 
durch die Aufforstung eintretfrnde Beeintrachtl• 
gung der Weiderechte ist durch die Zuweisung 
eines andert:n Weidebodens oder Zuerkennung 
eit'.er auf der verpflichteten Liegenschaft sicher• 
zustellenden Rente auszugleichen. 

(2) Die Agrarbehürde kann den We1deberechtig­
ten die S.iuberung des Weidebodens bewilligen, 
wenn die:; :i::ur Gkherung ihrec Weiderechte cct'or• 
derlich ist, 

(3) Wird Weideboden durch andere Verwen­
dung vorübergehend der Weidenutzung entzo­
~en, \st den Berechti'Aten eine entsprechende Ent• 
schädigung zu leisten, 

(4) Ob ein mit Weiderechten belastetes Grund• 
stuck als Weideboden oder Waldboden zu gelten 
hat, wird im Zweifelsfall von der Agrarbehörde 
uult,i1 AuwcuUuug Ui::, Fut:,lge::.cll.c::. 197:::i uad1 
AnhOrung der Forstbehörde festgestellt. 

(5) Entscheidungen nach den vorstehenden Ab­
sätzen, die eine Grund11äche einer anderen Be­
nutzuniisart zuordnen als nach dem Grenzkata­
ster, sind dem Vermessungsamt zur Kenntrns zu 
bringen. 

Nutzungsplan der belasteten Grundstücke 
S 38 

(1) Auf Verlangen der Agrarbehörde oder der 
Berechtigten hat der Eigentümer des ver-pflichte­
ten Gutes der Agrarbehörde einen Plan über die 
Ausnutzung des belasteten GrunctstücKes durct1 
ihn und die Berecht1gten vorzulegen. Diesen oder 
den vom Verpflichteten aus eigenem Antrieb vor­
gelegten Plan hat die Agrarbehörde vom Stanc­
r,,11nk-t ,;'IJ°"SP<: f!ps:°"ttP<: nnrl ,;lP<t Fnr<:tgP.S:.f!1'ZP<t 7:1 

Liberprüfen, den Berechtigten eingehend zu er­
läutern, sie hierüber einzuvernehmen und über 
dessen Genehmigung unter Bedachtnahme auf 

allfällige Einwendungen im Einvernehmen mit 
der J<'orstbehcirde zu entscheiden. 

(2) Bei dieser Entscheidung ist insbesondere zu 
prüfen. ob die im Plan vorgesehenen Bet.riebsvor• 
schriften geeignet sind, die ge$amten Rechte dau• 
ornd zu sichern, ob durch die beabsichtigten Nut­
zungen ctes Eigentümers mir Bert.ivkskht1gung 
der bestehenden Nutzungsrechte der nachhalt1ge 
Ertrag- des Grundstückes nicht überschritten 
wird, ob trotz der beabsichtigten Hegelegungen 
dir- A nsprÜC'hr- der W r-irl.t"br>rr>rhtietr-n gr>rleckt 
sind und ob nicht gegen gesetzliche Bcstimmun• 
g+m verstoßen w\rd. 

(3) Über Beschwerden wegen Nichtemhaltung 
des Planes hinsichtlich der Nutzungsrechte ent• 
scheidet ctie Agrarbehorcte. 

(4) Die Agrarbehörde kann von Amts wegen 
oder auf Einschreiten der Berechtigten auch au­
ßerhalb des Verfahrens verlangen, daß ihr Ein­
<:i,:ht in rli<> \Vi"("t<:rhrift,;. 1mil Hio>J;,,;plflnA, Urh11-

cher und sümtl.ge auf d\.e Nutz.ung-,,t'i'.\'.\ste b(:';'l.1.1g­
habende Dok\nnente gewahrt wird. 

,i 39 
Vor dor Ent;ichoidung und Vorfügung nach•~ 37 

ist die Forstbehörde zu hören, desgleichen vor der 
Entscheidung nach 138 Abs. 3, wenn es sich um 
Waldboden im Sinne des Forstgesetzes 1975 hnn, 
delt. 

Vorausbezüge und Beschränkungen der Bezüge 
HO 

(1) Wenn Holz• und Streugebühren, bevor sie 
nach den Bestimmungen der Regulierung:•mrkun­
de fällig oder über den in der Urkunde vorgesehe­
nen Vorausbezugszeitraum (die Abrechnungspe­
riode) hinaus im voraus bezogen worden sind, 
h<IIHI ,_l.:1 Vu1<.1u:,Ut;'LU!; t:ÜleJU 1l'C'Ut:Jl Eigt;'11tföner 

der bt;>rechtigten Liegenschaft nur dann entge­
gengehalten werden, wenn der Vorausbezug für 
einen zehn Jahre nicht übersteigenden Zeitraum 
11:eletstet wurde oder im Grundbuch bei der be. 
rechtigten Liegenschaft ersichtlich gemacht ist. 
Die Ersichthchrnachung im Grundbuch ist von 
der Agrarbehörde auf Antrag des Eigentli.mers 
Üt:s verpfüchteten Gutes zu veranlassen, wenn 
Uer Vu1 i;iU~liezug l!UL iltre1 Gt'J1e!mdgu11g eri'ulgi 
ist Vorausbezli.ge sind nur zulässig, wenn es der 
Holzvorrat des Waldes ohne Gefahr für seinen Be• 
stand und ohne Beeinträchtigung der Gebühren 
anderer Berechturter zulaßt. 

(2) Bei größeren Schadensfällen in hochbelaste­
ten Einforstungsgebieten kann die Agrarbehörde 
die Eingeforsteten z.ut A.bnahme al.\gem~s?.el.\s:t 
Vorausbezüge verhalten. Für größere Instandhal• 
tungs- und InstanctsetzungsmaJ~nahmen an e1ngl..'­
forsteten Baulichkeiten können vom Berechtig'­
ten Vorausbezüge auf die auch erst in der nächst• 
folgenden Abrechnungsperiode zust~hende Bau. 
und Zeugholzer,bilhr im erfordt>rlirhen Au_<;maß 
in Anspruch genommen werden. 

(3) Wenn das Erträgnis des belasteten Grundes 
zeitlich oder bleibend unzureichend ist, die u:·• 



kundhchen Gebühren aller Nutzungsberechtig­
t.;)n zu dl.lc.:kon, müt:i,on !lieh di<ctllQ, w,mn nicht ein 
anderes Übereinkommen getroffen wird oder im 
Fall dauernder Unzulänglichkeit des belasteten 
Grundes t:'ine Ablösung des unbedeckten Teiles 
nicht erfolgt, einen verhiltnismäßigen Abzug un­
beschadet eines allfälligen Ersat~anspruches 
nach S 20 gefallen lassen. 

(4) Ist die Kürzung durch unrichtigeforsttechni­
sche Ansätze im Wirtschaft:;; .. und Hi!::bsplan ent• 
::itundcn, oo haben dk Dcrcchtigtcn itn Fall cinc::i 
nachträglichen Überschusses einen Anspruch auf 
Nachbezug bis zur Hcihe der Unterschiedsmenge 
zwischen dem gekllrzten und dem vollen Bezug, 
jedoch auf hochstens drei Wirlschaftsdezennien 
zurück. 

Ersatzleistungen für N'utzungsrechte 

Hl 
(1) Die Bestimmungen des § 20 finden auch 1m 

Verfahren zur Sicherung der Nutz\ingsrechte An­
wendung. 

(2) Alle Ersatzleistungen sind auf die Dauer der 
Beeinträchtigung der Rechte der Berechtigten 
eingeschränkt. Während dieser Zeit sind dem Ver­
pflichteten nur Nutzungen gestattet, welche die 
Wiederherstellung des früheren Standes nicht be­
eintrifohtigcn. 

Sicherstellung dtu· Rentenbezugsrechte 

H2 
(l) Die 1n cten ~ :sr und 41 bezeichneten Renten­

bezugsrechte bilden ein Zuge hör des berechtigten 
Gutes und sind im Gutsbestandsblatt der Grund­
buchseinlage dieses Gutes ersichtlich zu machen. 

(2) Die Absondorung i:.;t nur mit G'1lnGhmigung 
der Agrarbehörde zulässig. Die Genehmigung ist 
nur insoweit zu erteilen, als der Erwerber von 
Trennstüe:ken der berechtigten Liegenschaft ge­
mäß§ 3 Abs. 1 den Anspruch auf Übertragung ei­
nes verhaltnismäßigen Teiles des Nutzungsrech­
tes, für welches die Rente geleistet wird. auf die 
Trennstücke hat, oder eine berechtigte Liegen­
schaft geteilt wird(§ 3 Abs. 2). 

Übe.rgang von Weiderechten auf den 
Verpflichteten 

§ 43 

wenn aer Verpflichtete l1urch Anltaut t)erech, 
tigter Liegenschaften oder durch behördlich ge­
nehmigte übereinkommen Weiderechte einzel­
ner, zu einer Gruppe von Berechtigten gehöriger 
Parteien E>ine;r>lrrnt hnt, tritt Pr in rli!' Rr-Phtr- 11nd 
Pflichten dieser Parteien ein. 

§ 44 

Die Belastung mit Nutzungsrechten muß ohne 
Rücksi<Jht o.uf ihren büchcrlichcn Rnng bei der 
Zwangsversteigerung des verpflichteten Gutes 
vom Erste her ohne Anrechnung auf das Meistbot 
Ubernomrnen werden, 

V, Abschnitt 

Elementarholzbezug 
q5 
' (1) Steht 0iner Liegenschaft nach der Regulie• 

rungsurkunae aer Ansprucn aurliolz zur w1eaer­
herstellung einer durch Brand oder i;>in anderes 
Elementarereignis beschädigten oder zerstörten 
Baulichkeit zu, '>O hat der Berechtigte zur Gel­
tfmdrnach1mg rlP<:: An;lprtll'he!; rfon F.li:-mPnt:ir. 
schaden dem Verpflichteten zu melden. Die Mel­
dung hat innerhalb eines Monates nach Kenntnis 
des Schadensfalles zu erfolgen. 

(2) Die Agrarbehdrde hat innerhalb eines Mona• 
tes nach Emlangen emes Antrages aur Zuerken­
nung eines Elementarholzbezuges U!ld der hiefür 
erforderlichen Unterlagen (Bauplan, Holzauszug 
u. dgl.) eine Verhandlung an Ort und Stelle 
01.1r,~h.71.1fühton. Die!i:e hat ,;:'.,:;h in'ilt<.>'ilr,ndoro auf 
folgende Umstande zu beziehen: 
L Ob die Voraussetzungen gegeben sind, unter 

welchen auf Grund der Regulierungsurkunde 
ein Anspruch auf Holz besteht; 

2. auf die FQststellung der für das Ausmaß der zu 
gewährenden Holzmenge maßgebenden Grö­
ßenverhältnisse der Baulichkeit zur Zeit der 
Errichtung der Regulierungsurkunde sowie 
z:u1' Zdt dca Elcmcntarcrdgni::J(lc:;;; 

3. auf die Größe und Bauweise, in welcher die be­
schädigte oder zerstörte Baulichk~it wieder 
hergestellt werden soll; 

4. auf die Mene:e des abzugebenden Holzes unter 
Berücksichtigung der nach der Regulierungs­
urkunde sich allenfalls ergebenden Abzugspo· 
sten und des allenfalls nach der Regulierungs• 
urkunde zu leistenden Emgeltes; 

d. aufctle ftlr cten Yall einer ganzllchen Zerswrung 
des Baues durch ein neuerliches Elementar" 
ereignis gemäß Abs. 6 höchstens in Betracht 
kommende Gebühr, wobei die nach der Regu. 
lierung,mrkimrl.r, 211\rissierm. j~dnrh ,:,r<ir im 
ZeHpunkt des neuerlichen Element<lrerejgnis­
ses ziffernmäßig feststellbaren Abzüge vorläu­
fig außer acht zu lassen sind. 

Wenn bei der Verhandlung oder innerhalb einer 
angemessenen 1''nst em U beremkommen mcht 
zustande kommt oder ein Übereinkommen von 
der Agrnrbehorde nicht genehmigt wird(§ 53), hat 
die Agrarbehcirde über den Elementarholzbezug 
und ein n:il<'h d,;,,r Rl.lguli,;,r1,.mgtu.rk1.LndQ nll&nf:.lls 
zu leistendes Entgelt zu entscheiden. Hiefür gel­
ten die Abs. 3 bis 6. 

(3) Das Höchstausmaß der Elementarholzge~ 
bühr (Elementarholzhöchstmenge) bildet die 
Holzmenge, die zur Zeit der Errichtung der Regu­
lierungsurkunde eingebaut war. Bestehen Un­
klarheiten hierüber, sind die Feststellungen der 
Sachverständigengutachten maßgebend, die der 
Rcgulicrung::iurkundc zugrunde liogon, W cnn :,ol 
ehe nicht vorhanden sind. hat die Agrarbehörde 
auf Grund der sonstigen Ergebnisse d1;>r Beweis­
aufnahme zu entscheiden. 



(4) Wenn der Wled(.>raufbau in der in den Sach" 
verständigengutachten zut Re1,;:-ulierur1Rsurkunde 
festgelegten oder in Ermangelung solcher Gut­
achten in der bisherigen Bauweise erfolgt, ge­
bührt dem Berechtigten im Rahmen der Elemen­
tarholzhöchstrnenge das zur· Verbauung gelan­
gende Ilolz., alleufall::, 11,:1 miw..lo::11. uni 1.Uc ::,ü:h ctu:, 
der Reguherungsurkunde ergebenden A bzügc~ 
(Abbruchholz, Eigenwald. gem;iß ~ 5 Abs. 5 aufge• 
speicherte laufende Bezüge usw.). Bei der Festset• 
zunr: des tatslichlichen Bezuges können e:eänder• 
te wirtschaftliche Verhältnisse, die zur Teilung, 
Zusammenlegung oder sonstigen Änderung der 
Baulichkeiten führen, berücksichtigt werden. 

(5) Wird die eingeforstete Baulichkeit go.nz oder 
zum Teil mit anderem Material als Bolz wieder­
aufgebaut, so gebührt im Rahmen der Elementar­
holzhOchstmenge trotzdem jene Holzmenge am 
Stock, die erforderlich gewesen w:ire, um die mit 
anderem Material ausgf>fiihrt.Pn Tt>ilf> in Hnl7 hPr­
zustellen: der Berechtigte kann jedoch an deren 
Stelle die Bezahlung eines entsprechenden Geld­
betrages verlangen. 

(6) Im Fall eines neuerlichen Elernentarscha­
dem: dart der neue t:lementarholzbezug für die 
hievon betroffenen Baulichkeiten im Rahmen der 
Elementarholzhöchstmenge die für deren bauord­
nungsmäßige Wiederherstellung im letzten Zu­
~t:and n(\tig·e Hol:zmongo nicht l.lbersteigm1. Fl.lr 
Zerstörungen oder Beschädigungen von Teilen, 
die ;,n15 anderem Material als Holz hergestellt wor•• 
den sind, ist jedoch eine Entschädigung bis zur 
Höchstmenge in Geld oder Holz zu gewähren. 

(7) Die bei der Bemessung des Elementarholz­
bezuges ermittelte Hi:ichstmenge (Abs. 4) ist in ei­
nem Anhang zur Regulierungsurkunde ersieht• 
lich zu machen. 

(0) Da" .t{Gliüli.--,111..lt: IIul;. bL 1..h,:u B~1~r.;liügL~u 
vom Verpflichteten ehestens tunlichst in der Nä­
he der Baulichkeit und möglichst leicht bringbar 
anzuweisen, und zwar, wenn die Regulierungsur­
kunde oder ein Überemkommen nicht anderes 
bestimmt, am Stock. Im Streitfall entscheidet die 
Agrarbehörde. Die Anweisung nicht strittiger 
Holzmengen darf durch den Streit Uber einen 
MP.hranspruch des Berechtigten mcht verzögert 
we1Ut:11. 

(9) Der Anspruch auf emen Elementnrholzbe-­
zug erlischt für den einzelnen Fall, wenn 
L die beschädigte oder zerstörte Baulichkeit vor 

rl,::.r M,;,1,:hm.g dos Sch~don,;;fall,;;.11 (Ab.11. 1) wi.;,­
derhergestellt worden ist, oder 

2. wenn bis zum Ende des Kalenderjahres, das auf 
das Jahr folgt, in dem das Elementarereignis 
eingetreten ist, der Anspruch nicht geltend ge-
macht worden ist. · 

§ 46 

Auf Antrag des Berechl1gten oder des Ver­
pflichteten hat die Aararbehörde auch außerhalb 
eines Regulierungsverfahnrns die Baulichkeiten, 
für dte dem Berechtigten ein Elementarholzan­
spruch zusteht, und die ElementarholzhOchst• 

menge festzustellen. Den seit der Regulierung an 
den Baulichkeiten eini;tetretenen Änd<'rungf>n 
(Teilung, Zusammenlegung, Auflassung, Unter­
gang) ist luebei Rechnung zu tragen. 

VI. Abschnitt 
Behörden und Verfahrensht>stimmungen 

Zuständigkeit der Agrnrbehörden 
!) 4'( 

(1) Die Bestimmungen diesP.s Gesetzes und die 
Annrdnungen, die in den Regulierungsplänen 
oder Satzungen oder auf Grund des kaiserlichen 
Patentes vrim 5. Juli 1853. RGBL Nr. 130. der Ge­
setze vom ll, April 1919, LGBL Nr. 48, vom 2. Mai 
1919, LGBL Nr. 57, und dieses Gesetzes in Er­
kenntnissen und genehmigten Vergleichen ge­
troffen wwden, sind mit Ausschluß des Rechts• 
wego~ von den Agra.rl;td1(i1 d,;11 Llu1 i..:h:tuführl:!n. 

(2J Die Agrarbehörden entscheiden auch außer­
halb ein0s V0rfahrens zur Ergänzungsregulie• 
rung, Regulierung oder Ablösung· mit Ausschluß 
des Rechtsweges über die Frage des Bf>st.anrlF><. 
von Nutzungsrechten und Uber die Frage, welche 
Li.egenschaften berechtigt und verpflichtet sind. 

(3) Die Zuständigkeit der Genchte zur Entschei• 
dung über Klagen, die auf den Schutz und die 
Wiederherstellung des Letzten Besitzstandes ge­
richtet sind, bleibt unberührt. 

* 48 
(1) Von der Einleitung bis zum Abschluß des 

Verfahrens erstreckt sich die Zustandigkeit der 
Agrarbehörden, abgesehen von den Fällen des 
Abs. 4, auf d1e Verhandlung und Entscheidung 
über alle tatsächlichen und rechtlichen Verhält­
r,;9s0, r.H,;, nun Zw0ck dGr Durchführung oinor Er 
gänzungsregulierung, Regulierung oder Ablö­
sung in die agrarische Operation einbezogen wer­
den müssen. Während dieses Zeitraumes ist in die­
sen Angelegenheiten die Zuständigkeit der Be„ 
horden ausgeschlossen, in deren Wirkungskreis 
die Angelegenheiten sonst gehören. Vor Entschei­
dungen und Verfügungen forstrechtlicher Natur 
ist die Forstbehörde zu hören, 

(2) So,vcit nicht nndcrca bcatimmt i:it, :iind von 
den Agrarbehörden die Normen, welche sonst für 
diese Angelegenheiten gelten (z. B. die Vorschnf­
ten des bürgerlichen Rechtes, des Wasser- und 
Forstrechtes) anzuwenden. 

(3) Von der Zustlindigkeit der Agrarbehörden 
sind ausgeschlossen: 
a) Streitigkeiten über Eigentum und Besitz an 

den berechtigten oder verpnichteten Gütern; 
b) dit:: A11gt1l--,;;_;t:HildLeu Ut.ff El:;cnbahnen, der 

Bundesstraßen. der Luftfahrt und des Berg­
baues; 

c) die landesrechtlichen Angelegenheiten des 
Baurechtes emschließlich rll'1r Rm1mnrrln11ng, 
des Naturschutzes, des Elektrizitatsrechtes, des 
Jagd- und fischereirechtes, des Grundver­
kehrs und des offentlichen Straßenrechtes. 



§ 90 Abs. 8 bis 10 des Salzburger Flurverfas. 
n1rig1.T 11n.lP<:gP<:Pt7P<: 1\'.17::l flnrlf't iinng\•'mäß An­
wendung. 

Allgemeine Verfahrensbestimmungen 
H9 

(1) Im Verfahren nach diesem Gesetz finden die 
V orsdrnften des Agrarverfahrensgesetzes 1950, 
BGBL Nr. 173, Anwendung. 

(2) Sofern m diesem Gesetz nicht anderes be• 
stimmt ist, gellen für die Abgabe und den Wider• 
ruf von Parteierklärungen und den Abschluß von 
Vergleichen, die Wirksamkeit von Antragen, die 
Bindung der Rechtsnachfolger an Parteierkliirun• 
gen und Vcrfuhrcn::ihund.lungen, die Vorme.::.:ung 
und die bücherlichen Eintragungen während des 
Verfahrens die Bestimmungen der*§ 93 b;s 95, 98, 
99 und 101 bis 103 des Salzburger Flurverfassungs­
Landesgesetzes 1973 sinnge1rni.ß. 

Besondere Verfahrensvorschriften 
~ 50 

( 1"1 Die Erc:ilnzunR:sregulierunf(', Regulierung 
oder Ablösung von Nutzungsrechten findet auf 
Antrag oder von Amts wegen statt, 

(2) Der Antrag auf Ergänzungsregulierung, Re, 
guliernng oder Ablösung kann gesteUt werden: 
a) vom Eige1numt!r lier vetJJi1kliteten LLegen· 

schaft, 
b) vorn Eigentümer der berechtigten Liegen­

schaft, im Fall zweier berechtigter :Liegenschaf­
tfm von einem der beiden EiaentUmer insa:e" 
samt oder nur für seine Nutzungsrechte und 1m 
Fall mehrerer berechtigter Liegenschaften von 
der Mehrheit ihrer Eigentümer insgesamt oder 
von jedem Eigentümer nur für seine Nutzungs• 
recnte. 
(3) Wenn die verpflichtete oder berechtigte Lie• 

genschaft ün Miteigentum mehrerer Personen 
steht, sind für die Erklärungen der Miteigentümer 
hin<1irhtliC'h rlP<1 AntrngP~ unrl im weiteren Ver• 
fahren die Bestimmungen des ABGB Uber die Ge­
meinschaft des Eigentums maßgebend. Wenn die 
verpflichtete oder berechtigte Liegenschaft ein 
agrargemeinschaftliches Grundstllck im Sinne 
ctes ;:jalzburger .l"lurverfassungs-Land.esgesetzes 
1973 ist, gelten dessen Vorschriften für die Wil­
lensbildung der Agrargemeinschaft. Wenn meh• 
rere berechtigte Liegenschaften in einer Hand 
V0Minigt 1in.l, dPht ,'!pn, ~igPntiimPr für Jf'rlf> Lif>­
genschaft eine Stimme zu. 

(4) Die Ergimzungsregulierung, Regulierung 
oder Ablösung kann von Amts wegen stattfinden. 
wenn dies öffenthche Interessen, insbesondere 
der Landeskultur, oder cter Zusammentlang out 
anderen derartigen Verfahren oder die Wut• 

scha.fthchen Verhältnisse einer größeren Anzahl 
der Berechtigten oder emer berechtigten oder 
verpflichtoton Ag.argQm<le'in;;-::haft i,T'fnrrlPrn DiP 
Bestimmungen des Salzburger Flurverfassungs• 
Landesgesetzes 1973 über die gleichzeitige Durch• 
!'ührung solcher Verfahren b~i Zusammenlegun• 

gen, Terlungen und Regc11ierung-en werden hl~·­
dttrch nicht berührt. 

(5) Parteien im Verfahren sind die Eigentümer 
der berechtigten und der verpflichteten Liegt•n•• 
scharten. 

(h) A nclr-rPn P@rsnnr>n kommt Parteistelluni 
nur insoweit zu, als ihnen nach diesem Gesetz 
Rechte eingeräumt oder Pfüchten auferlegt sint.. 

(7) Nach der Einleitung des Verfahrens (Abs. 8) 
kann die Agrarbehcirde, wenn es im Hinblick auf 
die große Zahl der Parteien des Verfahrens 
zweckmäßig erscheint, einen Ausschuß der Pru·• 
teien zur Beratung der Behörde in allgemein be­
rührenden wirtschaftlichen Fragen bilden. Die 
Zahl J.cr Mitglieder w1xd von der Agrurbchördc 
bestimmt. Die Ausschußmitglieder sind in einer 
von der Agrarbehcirde einzuberufenden und zu 
leitenden Parteienversammlung von den Partei• 
en aus lhrer Mitte mit einer Mehrheit von zwei 
Drittt,l der abgegebenen Stimmen zu wahlen. 
Kommt auf diese Art ein Ausschuß nicht zustan• 
de, so bestimmt die Agrarbehcirde nach Anhören 
der Kammer für Land- und Forstwirtschaft in 
3a!L.lrnrg die Mitglieder de:s Au:i:11chua111e21. 

(8) Das Verfahren zur Erg:inzungsregulierung, 
Regulierung oder Ablösung 1st durch Bescheid 
der Agrarbehürde allgemein als Einforstungsver­
fahren einzuleiten und nach gnmdbllchorli,;,hr;r 
Durchführung des Ergebmsses ebenso abzu­
schließen. Diese Bescheide sind den zuständigen 
Grundbuchsgerichten, Bezirksverwaltungsbe­
hörden und Vermessungsämtern zuzustellen; ih• 
re Rechtskraft ist kundzumachen. 

(9) Ob eine Erganzungsregulierung, Regulie­
rung oder Ablösung durchzuführen ist, wird von 
der Agrarbehörde nicht im Einleitungsbescheid, 
sondern auf Grund aer f:rgebnisse il'irLlr Erheliun· 
gen und Verhandlungen bestimmt. 

(10) Nach Durchführung des Ermittlungsver­
fahrens für die Ergänzungsregulierung, Regulie­
, uug oder Ablö:mng hat die Agrarbehörde einen 
Plan zu entwerfen. der alle wesentlichen Best1m" 
rnungen für die Neuordnung zu enthalten hat. 
Über den Plan ist mit den Parteien eine Verhand­
lung durchzuführen, wenn nicht schon vorher ein 
genehm1gungsfähiges Übereinkommen tiber alle 
in den Plan aufgenommenen Bestimmungen er­
zielt worden ist. 

(11) Die rechtskrci.ftigen Ergebnisse des Verfah­
rens, seien es genehmigte U beremkommen octer 
Bescheide ü.ber die Erganzungsregulierung, Re­
gulierung oder AblOsung, sind m emer Hauptur• 
kunde zusammenzufassen. Wenn der Plan unan• 
gefochten in Re,;,ht.:kr::i.ft <.1rwach,;0n odi,r ,:i,_,,..,,h 
die Bescheide der Berufungsbehcirden nicht abge­
ändert worden ist, kann er als Haupturkunde ver• 
wendet werden. 

(12) Wc,nn eine Berichtieune in Gelturnr blei­
bender Regulierungsurkunden erforderlich ist, lst 
sie von der Agrarbehörde in diesen Urkunden 
durchzuführen. 



Übergangsverfügungen 

S 51 

(1) Die AgrarbehQrde kann aus wichtigen wirt­
schanlichen Grunden, wenn dem baldigen Ab· 
sc11luß des Verführens Hlndernlsse e1ngegenste· 
hen, die Ausübung von Nutzungsrechten durch 
eine einstweilige Verfügung (Provisorium) vor-
1.ii.\flg rl:',geln sowie sokhl:', Verfügungen zum 
Zweck 0in0s angr>messemm Übergnni::es in die 
neue Ordnung treffen. Derartige Verfügungen 
können vor als auch nach Einleitung eines 
.Neuregulierungs-, Regulierungs- oder Ablbsungs­
verfährens und auch im Sicherungsverfahren ge• 
trotten werden. 

(2) im ubrigen wird die Rechtsausübung wäh• 
rend des Verfahrens nicht behindert. E:xekut10ns­
f'ührung-en sind auch während des Ve~fahrens zu­
lasstg. 

Richtigstellung des Grundbuches und de!!> 
Gren:z- oder Grundsteuerkatasters 

(1) Auf die Richtigstellung oder Neuanlegung 
des Grundbuches und des Grenz, oder Grund~ 
steuerkatasters tmcten ct1e fiestunmungen ctes 
j 104 Abs. 1, 2, 5 erster Satz und Abs. 6 des 
Salzburger Ji'lurverfässungs-Landesgesetzes 1973 
;;mn.gemaß Anwendung. 

(:::J Wenn durcti einen rechtskratt1gen l::$esche1d 
der Agrarbehörde oder durch ein von ihr geneh­
migtes Rechtsgeschäft ein Nutzungsrecht als ein 
in die öffentlichen Bücher einzutragendes Recht 
:.n f .i,;,gensch~fton odo;>r 0i.n soi,<;t1g0,; in ili"' i:iffärit. 
liehen Bücher einzutragendes Recht festgestellt, 
eingeräumt, abgmindert, aufgehoben oder Uber­
tragen wird, so hat die Agrarbehörde die erforder­
lichen Eintragungen in die öffentlichen BUcher zu 
veranlassen, Der Be1bnngung einer Urkunde 
durch die Parteien(~ 31 bis 33 des Allgemeinen 
Grundbuchsgesetzes 1955) bedarf es in einem sol­
chen Fall nicht. 

(3) Nutzungsrechte, welche- den ar, emem Ge­
meinschafts besitz anteils berechtigten Stammsitz• 
liegenschaften für Zwecke der Bewirtschaftung 
des Gemeinschaftsbesitzes zustehen, bilden ein 
r.;«;,hthche6 Zug·1c1h6r dgic: \et.7,t,;,,r-gn und ~·iud im 
Grundbuch bei diesem, nicht aber bei den einzel­
nen anteilsberechtigten Gütern einzutragen. 

(4) Die Bestimmungen dieses Gesetzes über 
g:rundbü.;:h..,rlicha Amt,;ih:mdlung,on, Bena~hrich­
tigungen des Grundbuchsgerichtes u. dgL finden 
für Grundstücke sinngemäß Anwendung, die 
nicht im Grundbuch eingetragen sind. 

Parteienübereinkommen 
~5i 

(1) Parteienübereinkommen Uber die Aus­
übung oder Ablösung der Nutzungsrechte bedür­
fen der Genehmigung der Agrarbehörde. 

(~) 1J1e Genehmigung 1st zu versagen, wenn das 
Parteif.'nüben~inkommen gesetzwidrig lst oder 
den allg·emeinen Interessen der Landeskultur wi­
den;prü:ht oder gei:-ignet \1,t, erb.1:>;b\i.c:h~ \',ff-.;1-,,\:,a,1:1;>; 
N::i~'ht,;,il,:, für Ji<? Bet.,.iligten h<>rl-:i0i2ttfiihr,;>n; fqr" 
ner, wenn behördliche Bedenken gegen die 
Durchführbarkeit bestehen oder wenn Rechte 
dritter Personen offenbar verletzt werden. Die 
Ablösung eines Nutzungsrechtes darf insbesonde­
re nicht genehmigt werden, wenn der Ablosebe­
trag den Wert des abgelcisten Nutzungsrechtes 
(§ 29 Abs. 2) erheblich unterschreitet, 

(_l) Wer 

VII. Abschniti 

Strafbestimmungen 

~ 54 

a) den Bestimmungen der Haupturkunde (§ 50 
Abs. 11) oder den von der Agrarbehörde auf 
Grund des~ 51 Abs. 1 getroffenen Verfügungen 
~11wifi<>rhflnil<>lt; ndPr 

b) Sicht-, Mark- oder Grenzzeichen oder sonstige 
Gegenstände, die bei den nach diesem Gesetz 
durchzuführenden technischen Arbeiten ver­
wendet werden, beschädigt oder versetzt, 

begeht, wenn nicht der Tatbestand einer gericht­
lich strafbaren Handlung vorliegt, eine Verwal­
lungsübertretung und wird von der Agrarbehör• 
de rnit Geld bis zu 10.000 S oder mit Arrest bis zu 
zwei W ochcn bootraft. 

(2) Im Straferkenntnis ist auch über die aus der 
Verwa\tungsilbertretung abge\el\e\en privat­
rechtlichen Ansprüche zu entscheiden(§ 57 Ver­
waltungsstn1fgesetz 1950). 

Vill. Abschnitt 

Stempel- und Rechtsgebühren 
~55 

Gemiaß § 15 des Agrarverfahrensgesetzes 1950 
sind alle zur Durchführung eines Verfahrens nach 
diesem Gesetz erforderlichen Eingaben, Ver­
handlungsschnrten, tie1lagen, Kechtsurkunden, 
Erklärungen. Ausfertigungen. Bescheide (Er­
kenntnisse). Vergleiche und Legalisierungen, in• 
solange hievon kein anderer Gebrauc.h gemac.ht 
wird, fer-nor die :.:ur Durchführung d<i!s V 0rf;-;,.hr1W'> 
erforderlichen Vermögensübertragungen, Rechts­
erwerbungen und bücherlichen Eintragungen 
von den Stempel, und RechtsgebUhren befreit. 


